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Der Bundesminister des Innern 

Z II 1 - 020 402 - 1/2 


Bonn, den 29, November 1968 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Außenpolitische Wirkungen der NPD 

Bezug: Kleine Anfrage der Abgeordneten Dr. Marx (Kaisers- 
lautern), Dr. Klepsch, Dr. Frerichs, Baron von Wrangel, 
Rawe, Dr. Stark (Nürtingen), Picard, Dr. Ritz, Schmid- 
huber und Genossen 
- Drucksache V/3320 - 


Die Kleine Anfrage beantworte ich im Einvernehmen mit dem 
Herrn Bundesminister des Auswärtigen wie folgt: 

1. Welche außenpolitischen Ziele verfolgt die NPD gemäß ihren 
programmatischen Verlautbarungen, den Äußerungen ihrer 
Führer und den Darlegungen ihrer Presseorgane? 

Wie beurteilt die Bundesregierung diese Ziele hinsichtlich des 
für die Sicherheit der Bundesrepublik Deutschland und vor 
allem Westberlins notwendigen Atlantischen Bündnisses und 
der Präsenz alliierter Truppen? 

Die Äußerungen der NPD zur Außenpolitik sind widersprüch- 
lich, Sie lassen weder ein geschlossenes Konzept noch ein ent- 
sprechendes Aktionsprogramm erkennen. Die außenpoltischen 
Aussagen der NPD gipfeln in einer emotional gefärbten Kritik 
an der Entwicklung der Nachkriegszeit. Sie zeigen, daß sich die 
Partei weigert, aus dem Zusammenbruch von 1945 die Lehren 
zu ziehen. Sie lässen erkennen, daß sie die in der heutigen 
Weltlage noch bestehenden deutschen nationalen Möglichkeiten 
weit überschätzt. 

Seit 1949 haben alle Bundesregierungen den Schutz der freiheit- 
lichen Lebensordnung unseres Volkes, das Bemühen um die 
Wiedervereinigung und den Aufbau eines den Lebensnotwen- 
digkeiten der europäischen Völker gerecht werdenden einigen 
Europas in den Mittelpunkt ihrer Außenpolitik gestellt. Das 
Nordatlantische Verteidigungsbündnis, der deutsch-französische 
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Vertrag und die Europäischen Gemeinschaften sind Ausdruck 
hiervon. Sie sieht in grundlegenden Elementen dieser Verträge 
den Ungeist der Anpassung, des Verzichts und der Unterwer- 
fung. Stattdessen fordert sie den Austritt aus der NATO, eine 
rein nationale Wehrpolitik sowie politische und wirtschaftliche 
Autarkie. Sie will - wie ihre Führer sagen - Europa von 
fremden Einflüssen freimachen und Deutschland innerhalb der 
Reichsgrenzen von 1937 unter Einschluß des Memellandes, von 
Danzig, Westpreußen und des Sudetenlandes wiedervereinigen. 

Um dieses Ziel zu erreichen, neigt die NPD zu einer westeuro- 
päischen Separatverständigung mit der Sowjetunion über eine 
Neuregelung der Verhältnisse in Mittel- und Osteuropa. Ein so 
offenkundig jenseits aller Realitäten stehendes politisches Pro- 
gramm gefährdet die Interessen und insbesondere die Sicherheit 
der Bundesrepublik Deutschland. 


2. Wie benutzt die Sowjetunion und die ihren Zielen direkt oder 
indirekt folgende Propaganda das Vorhandensein der NPD, um 
gegen die Bundesrepublik Deutschland, die Glaubwürdigkeit 
ihrer Politik und die rechtsstaatliche, parlamentarisch-demokra- 
tische Grundordnung in Osteuropa und anderen Teilen der 
Welt zu agieren? 

Die Sowjetunion benutzt Äußerungen führender NPD-Politiker 
zur Begründung ihrer These, daß der Nazismus in der Bundes- 
republik Deutschland wieder auflebe. 

Im Jahre 1967 glaubte die sowjetische Regierung am 28. Januar 
und 8. Dezember die Weltöffentlichkeit in amtlichen Erklärun- 
gen vor einem Wiedererstarken des Militarismus und Nazismus 
in der Bundesrepublik Deutschland warnen zu müssen. In einer 
Pressekonferenz am 24. Februar 1968, einer Tass-Erklärung vom 
28. Mai 1968 und in diplomatischen Dokumenten, wie dem 
sowjetischen Memorandum über Gewaltverzicht vom 5. Juli 
1968, behandelte sie das Thema mit wachsender Schärfe. Die 
sowjetischen Massenmedien lassen keine Gelegenheit unge- 
nutzt, um in dieselbe Kerbe zu schlagen. Ziel dieser Erklärungen 
ist, die Staaten des Warschauer Pakts durch Beschwörung einer 
angeblichen deutschen Gefahr an sich zu binden und das 
deutsche Ansehen in der Welt zu untergraben. 

Außerdem behauptet die Sowjetunion, daß ihr das Wirken der 
NPD in der Bundesrepublik Deutschland das Recht gebe, in die 
inneren Angelegenheiten der Bundesrepublik Deutschland zu' 
intervenieren. Die sowjetische Regierung stützt sich dabei auf 
angebliche Rechte aus dem Potsdamer Abkommen und Vor- 
schriften der VN-Satzung. Die Bundesregierung und ihre west- 
lichen Verbündeten haben klargestellt, daß die Sowjetunion 
solche Interventionsrechte nicht hat. Die Führer der NPD trifft 
aber der schwere Vorwurf, daß ihre Haltung und Argumentation 
der Sowjetunion Vorwände für die von ihr behaupteten Inter- 
ventionsrechte liefern. 
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3. Wie groß ist der politische und psychologische Schaden, den 
bisher das Auftreten der NPD nach Ansicht der Bundesregierung 
im Ausland bewirkt hat? 

Der politische und psychologische Schaden, den das Auftreten 
der NPD bisher im Ausland bewirkt hat, ist nach Ansicht der 
Bundesregierung beträchtlich. 

Der weit überwiegende Teil der öffentlichen Meinung des Aus- 
lands betrachtet die NPD nicht etwa als eine rechtsgerichtete, 
demokratische Partei, sondern als eine gefährliche neonazisti- 
sche Bewegung. Das öffentliche Wirken der NPD gefährdet das 
nach dem Kriege wieder erworbene Vertrauen des Auslands in 
die Deutschen. Ein Beweis dafür ist eine Flut von Protestresolu- 
tionen, die sich über die deutschen Auslandsvertretungen nach 
dem Einzug der NPD in Parlamente von Ländern und Gemeinden 
in den Jahren 1966, 1967 und 1968 ergoß. 

4. Welche verteidigungspolitischen Konzeptionen sind bisher von 
der NPD vorgetragen worden? Wie werden diese Vorstellungen 
von der Bundesregierung beurteilt? 

Die Führer der NPD fordern den Austritt der Bundesrepublik 
Deutschland aus der NATO. Das westliche Verteidigungsbünd- 
nis soll durch ein europäisches Sicherheitssystem ersetzt wer- 
den, in dem die Bundesrepublik auf eine nur nationale Ver- 
teidigung beschränkt würde. 

Die Verwirklichung dieser Forderung würde dazu führen, daß 
die Bundesrepublik auf die Sicherheitsgarantie des atlantischen 
Bündnisses verzichten müßte. Dies wäre das Ende der Sicherheit 
der Bundesrepublik Deutschland. 

5. Mit welchen Argumenten hat die NPD bisher die Ziele und 
Methoden der deutschen Entwicklungspolitik bekämpft? 

Die NPD fordert eine „rigorose Kürzung" der Entwicklungshilfe, 
die nach ihren Behauptungen weder deutschen noch europäi- 
schen Interessen dient. 

So wie ihr jedes Verständnis für politische Solidarität unter 
gleichgesinnten Nationen fehlt, so entwickelt sie auch kein 
Verantwortungsbewußtsein für die Lösung der Probleme einer 
sich immer enger zusammenschließenden Welt, in der das 
Schicksal der Entw-icklungsländer mit dem der eigenen Nation 
eng verbunden ist. Darüber hinaus ignoriert die NPD alle auch 
für die Bundesrepublik positiven wirtschaftspolitischen Aspekte 
der Entwicklungshilfe. 
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